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Vorlage
Federführende Dienststelle:
Fachbereich Finanzsteuerung
Beteiligte Dienststelle/n:

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:
Verfasser:

FB 20/0206/WP17
öffentlich

10.06.2019
Herr Schoel

Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des 
Finanzausschusses vom 15.01.2019: öffentlicher Teil
Beratungsfolge:

Datum Gremium Zuständigkeit
25.06.2019 Finanzausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Finanzausschuss genehmigt die Niederschrift über die Sitzung vom 15.01.2019 (öffentlicher Teil).
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Erläuterungen:
Die Niederschrift wurde den Ausschussmitgliedern bereits übersendet.
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N i e d e r s c h r i f t
öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Finanzausschusses

11. Juni 2019

Sitzungstermin: Dienstag, 15.01.2019

Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr

Sitzungsende: 18:25 Uhr

Ort, Raum: Sitzungssaal Haus Löwenstein, Haus Löwenstein

Anwesende:

Ratsherr Dieter Claßen

Ratsherr Hermann Josef Pilgram

Ratsherr Hans Leo Deumens

Ratsherr Wilhelm Helg

Ratsfrau Eleonore Keller

Ratsherr Ernst-Rudolf Kühn

Ratsherr Boris Linden

Ratsherr Lars Lübben Vertretung für: Ratsherr Wilfried 

Fischer

Ratsherr Harro Mies

Ratsfrau Claudia Plum
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Ratsherr Markus Schmidt-Ott

Ratsherr Jürgen Schmitz

Ratsherr Marc Teuku

Abwesende:

Ratsherr Wilfried Fischer  - entschuldigt -

von der Verwaltung:

Frau Grehling, Herr Guth, Herr Kolobajew (Dez. II)

Herr Kind, Frau Offermanns (FB 20)

Herr Richter (FB 45)

Herr Wolff (FB 37)

als Schriftführer:

Herr Schoel (FB 20)
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Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

 1 Eröffnung der Sitzung

 2 Genehmigungen von Niederschriften: öffentlicher Teil

 2.1 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Finanzausschusses vom 
18.09.2018: öffentlicher Teil
Vorlage: FB 20/0186/WP17

 2.2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Finanzausschusses vom 
30.10.2018: öffentlicher Teil

 3 Mitteilungen und Berichte: öffentlicher Teil

 4 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen / 
Verpflichtungsermächtigungen:

 5 Haushaltsplanberatungen 2019
Vorlage: FB 20/0185/WP17

 6 Projekt "Wirkungsmessung von Digitalisierungsvorhaben in den Städten Aachen und 
Köln"
Vorlage: Dez II/0029/WP17

 7 Fortsetzung Bundesprogramm Kindertagespflege und anschließende kommunale 
Förderung
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Vorlage: FB 45/0578/WP17
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Protokoll:

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung
Der Ausschussvorsitzende Herr Claßen begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung.

Anträge zur Änderung der Tagesordnung liegen wie folgt vor:

Der Tagesordnungspunkt 7. Fortsetzung Bundesprogramm Kindertagespflege und anschließende 

kommunale Förderung wird nach Tagesordnungspunkt 4 vorgezogen.

Der nichtöffentliche Tagesordnungspunkt 5. Dienstanweisung Finanzbuchhaltung wird auf den öffentlich 

zu beratenden Tagesordnungspunkt 7. verschoben.

zu 2 Genehmigungen von Niederschriften: öffentlicher Teil

zu 2.1 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Finanzausschusses vom 
18.09.2018: öffentlicher Teil
Vorlage: FB 20/0186/WP17

 

Beschluss:
Der Finanzausschuss genehmigt  einstimmig die Niederschrift über die Sitzung vom 18.09.2018 

(öffentlicher Teil).

zu 2.2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Finanzausschusses vom 
30.10.2018: öffentlicher Teil

 Die Niederschrift über die Sitzung des Finanzausschusses vom 30.10.2018 liegt noch nicht vor. Der

Tagesordnungspunkt wird seitens der Verwaltung zurückgezogen.

zu 3 Mitteilungen und Berichte: öffentlicher Teil
 Frau Grehling berichtet, dass zu einem solch frühen Zeitpunkt des Jahres Aussagen zur 

Haushaltsbewirtschaftung 2019 sicherlich wenig aussagekräftig  seien, jedoch die ersten Erkenntnisse 

bereits im Zuge der Veränderungsnachweisungen genutzt wurden. So wurde aufgrund von, noch in das 

Jahr 2018 zu buchenden, Anpassungen und Korrekturen der Haushaltsansatz der Gewerbesteuer für die 

Jahre 2019 fortfolgende um rund 1 Mio. € heruntergesetzt. 
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Zum vorläufigen Rechnungsergebnis 2018 sei zu erwähnen, dass im Vergleich zum noch im 

Haushaltsplanentwurf 2019 prognostizierten Kassenkreditbestand zum Jahresende 2018 in Höhe von 

rund 370 Mio. € der tatsächliche Kassenkreditbestand zum 31.12.2018 bei rund 392 Mio. € liege. Dies sei 

jedoch nahezu ausschließlich der Tatsache geschuldet, dass es noch ausstehende Erstattungen im 

Bereich der unbegleiteten minderjährigen Ausländer (UmA) in Höhe von rund 26 Mio. € gebe, welche 

eigentlich im Jahr 2018 erwartet wurden. 

Frau Grehling teilt zudem mit, dass zur Erhebung der Abgaben im Zusammenhang mit der 

Straßenbaumaßnahme am Grauenhofer Weg derzeit noch kein Prüfungsergebnis vorliege. Eine aktuelle 

Diskussion hierzu sei daher verfrüht. 

Die Prüfung könne ergeben, dass die beabsichtigte Festsetzung der Gebühren nicht oder in Teilen nicht 

angemessen sei. Außerdem würde derzeit geprüft, ob und inwiefern die hier maßgebliche 

Gebührensatzung geändert werden könne bzw. müsse. Von einer endgültigen Rechnungsstellung an die 

betroffenen Anwohner sei man derzeit noch weit entfernt. Vor diesem Hintergrund sei die Brisanz in den 

aktuellen Berichterstattungen der Zeitungen zu relativieren.

zu 4 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen / 
Verpflichtungsermächtigungen:

zu 5 Haushaltsplanberatungen 2019
Vorlage: FB 20/0185/WP17

Ratsherr Pilgram merkt an, dass aufgrund des Umfangs des Werkes nicht ganz klar sei, welche 

Unterlagen nun letztendlich in Papierform und welche digital bereit gestellt worden seien.

Frau Grehling erläutert, dass der Umfang der Unterlagen in den vorgeschriebenen Beratungsabläufen 

begründet sei. Aus den Erfahrungen der letzten Jahre wurde aus diesem Grund die Übersicht der 

wesentlichen Änderungen sowohl konsumtiv als auch investiv erstellt.

Weitergehend erläutert Frau Grehling die innerhalb der Verwaltung abgestimmten Änderungen der 

Ansätze für die Maßnahme zur Sanierung des neuen Kurhauses und weist darauf hin, dass dies für die 

ersten beiden Jahre der Investitionsplanung eine erhebliche Entlastung bedeute. Für die 

Ergebnisplanung sei ebenfalls darauf hinzuweisen, dass die 5 %-Grenze in keinem Jahr erreicht werde, 

zwischen den einzelnen Jahren jedoch eine enorm hohe Schwankung erkennbar sei. Im Rahmen der 

Veränderungsnachweisungen seien z.B. nochmals der Bereich der Grundsteuer überplant worden. Der 

vorgezogene und soeben beschlossene Tagesordnungspunkt 7 zur Fortsetzung des Bundesprogramms 

Kindertagespflege und anschließende kommunale Förderung sei bereits vorbehaltlich der Zustimmung 

des Gremiums in den zu beschließenden Haushaltsplan eingearbeitet. Zusätzlich zu den bereits 
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versandten Unterlagen wurde das Produktblatt des Produktes 010904 ausgeteilt, da dort noch ein 

„Zahlendreher“ korrigiert wurde. Generell sei zu den Produktblättern der Eigenbetriebe zu sagen, dass 

diese stets bedarfsgerecht fortzuschreiben, zu diskutieren und zu hinterfragen seien. 

Ratsfrau Plum hebt im Rahmen der Haushaltsberatung positiv hervor, dass im Haushaltsplan 2019 nun 

die Produktblätter der Eigenbetriebe enthalten seien. Mit den neuen Produktblättern könne man sehr gut 

arbeiten und dies sei als ein großer Fortschritt zu sehen. Ebenfalls sei ein großes Lob in Richtung des FB 

20 und der Eigenbetriebe auszusprechen. Ein großes Dankeschön spricht sie ebenfalls für die 

Bereitstellung der Kurzübersicht zur Veränderungsnachweisung aus, welche die Haushaltsberatungen 

sichtlich einfacher mache. Sie gewähre einen kurzen aber prägnanten Überblick über sämtliche 

eingearbeiteten Beschlüsse und Themen besonderer Bedeutung. Der Haushalt wirke solide und setze 

einige Akzente, welche bereits in der Planung ersichtlich würden. 

Die Große Koalition beantrage jedoch die Rücknahme der durch Beschluss des Betriebsausschuss Kultur 

erhöhten sogenannten Kaste-Mitteln. 

Ratsherr Linden lobt die kurze und übersichtliche Darstellung der Veränderungsnachweisungen und 

spricht der Verwaltung seinen Dank aus. Er erläutert, dass die CDU und SPD, neben der Rücknahme der 

Erhöhung der Kaste-Mitteln, eine Veränderung im Bereich Sport beantrage. Vor einiger Zeit seien für die 

Beauftragung für Planungen der Sanierung des maroden Sportzentrums Hörn Mittel beantragt worden. 

Letztendlich sei dies jedoch im Sportausschuss nicht umgesetzt worden. Daher werde somit, zum 

Erreichen der notwendigen Planungstiefe, die Einplanung von Mitteln in Höhe von 50.000 € für das Jahr 

2019 beantragt. Mit diesen Mitteln könne der Sportausschuss die Maßnahme auf den Weg bringen. 

Zudem gebe es im Haushalt 2019 somit einen Ansatz, sodass etwaige weitere Mittelbereitstellungen, für 

den Fall einiger daraufhin möglichen zügigen Umsetzung der Maßnahmen, lediglich überplanmäßig und 

nicht außerplanmäßig bereitgestellt werden müssten.

Ratsherr Pilgram erklärt, dass die neu erstellten Produktblätter seines Erachtens keine über die 

jeweiligen Quartalsberichte hinausgehenden Informationen enthielten, sondern diese lediglich eine 

Kurzinformation wiedergeben würden. Bezüglich des zu beschließenden Haushalts wolle er nur einige 

Aspekte hervorheben, seine Haushaltsrede jedoch nicht vorweg nehmen. Wie in den aktuellen 

Berichterstattungen der Tageszeitung stehe, unterliege die Entwicklung der Stadt derzeit einem 

Stillstand. Der Anstoß der Großen Koalition fehle in verschiedenen Bereichen. Beispielhaft seien hier das 

Fehlen einer angemessenen Verkehrsplanung, das nicht erfolgende Vorantreiben des Kita-Ausbaus und 

die mangelhafte Kleidercontainer-Konzeptvergabe zu nennen. Ebenso werde keine aktive Bürgerinitiative 

ins Leben gerufen. Vorbildich seien hier die niederländischen Städte Maastricht und Kerkrade, die in 

diesem Bereich sehr fortschrittlich seien, genau wie viele andere deutsche Städte. Dort passiere etwas in 

Sachen Stadtentwicklung, einzig Aachen verweile im Stillstand. Ein weiterer Punkt sei das Thema 

Digitalisierung, in welchem die Stadt Aachen bereits in der Vergangenheit einen großen Schritt gemacht 
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habe. So zum Beispiel das Bürgerportal. Diesen Bereich bilde der städtische Haushalt nun jedoch nicht 

mehr ab. Ebenso zu nennen sei das Leuchtturmprojekt der Stadt Aachen: Die Sanierung des neuen 

Kurhauses. Es stelle sich die Frage, wie ein solches Projekt dabei helfen solle, die sich aufdrängenden 

Probleme der Stadt zu lösen.

In diesem Zusammenhang stelle er folgende Anträge:

Die Sanierung des neuen Kurhauses solle mit den gesamten Ansätzen auf die § 14-Liste. Im Gegenzug 

solle ein Ansatz für den Neubau neben dem Verwaltungsgebäude am Marschiertor mit 

Verpflichtungsermächtigung 2020/2021 eingeplant werden. Außerdem solle für die Modernisierung des 

Freibades am Hangeweiher für das Jahr 2019 ein Ansatz von 500.000 € eingeplant werden. Nicht 

nachvollziehbar sei die im Betriebsausschuss Kultur erfolgte Reduzierung der vormals erhöhten Kaste-

Mittel. Er wolle daran erinnern, dass seiner Erachtens die Verwaltung den damaligen Beschluss falsch 

interpretiert habe. Folglich würden 25.000 € gestrichen. Aufwendige, nicht notwendige 

Ausstellungsprojekte mit einem enormen finanziellen Risiko würden jedoch im Haushalt aufgenommen, 

obwohl diese mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht umzusetzen seien.

Ratsherr Deumens erläutert, dass die Position der Linken in der nächsten Woche stattfinden Ratssitzung 

dargelegt werde, er jedoch eine Verständnisfrage zum Vorschlag betreffend der Kaste-Mittel habe und 

Ratsfrau Plum um Erläutertung bitte.

Ratsfrau Plum erläutert, dass der Betriebsausschuss Kultur den damaligen Beschluss zur 

Haushaltsplanberatung für das Jahr 2018 falsch interpretiert habe. Dort habe man keine jährliche 

Steigerung von 50.000 € ab dem Jahr 2019 beschlossen, sondern ein Steigerung von 25.000 € für das 

Jahr 2018 und 50.000 € für das Jahr 2019 ff. im Vergleich zum Ansatz des Jahres 2017.

Ratsherr Teuku stelle sich ebenfalls die Frage, ob der Betriebsausschuss Kultur tatsächlich so beraten 

habe, und ob die Reduzierung der Kaste-Mittel explizit geprüft worden sei.

Ebenfalls spreche er sich dafür aus, die Einplanung der Mittel für das Neue Kurhaus wieder zurück zu 

nehmen.

Herr Kind bestätigt die Erläuterungen von Ratsfrau Plum.

Frau Grehling weist darauf hin, dass die in Rede stehende Erhöhung der Kaste-Mittel im 

Betriebsausschuss Kultur nicht dem damals getroffenen Beschluss entspreche.

Sie führt zu den gestellten Anträgen aus, dass die Nettoneuverschuldung mit dem derzeitigen Stand der 

Haushaltsplanung von - 1,1 Mio. € eine Verbesserung für das Jahr 2019 im Vergleich zur 

Haushaltsplanung 2018 von fast 5 Mio. € ausweise. Sollten nun jedoch die Maßnahmen Hörn und 

Hangeweiher aufgenommen werden, sei hier selbstverständlich von einem ganz anderen Stand 

auszugehen. Es sei vor einigen Tagen erst der aktuelle Sachstand bei der Fachabteilung im Fachbereich 
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Sport erfragt worden. Hier erhielt man die Auskunft, dass die notwendige Planungstiefe bei beiden 

Maßnahmen noch nicht erreicht sei. Somit fehle die Grundlage zur Aufnahme in den Haushalt. 

Die einzige Ausnahme bliebe die Sanierung des Neuen Kurhauses aufgrund der besonderen Bedeutung. 

Ergänzend zur Haushaltslage weist sie auf eine Vielzahl neuer Aufgaben für die Stadt hin, wie die 

differenzierte Umlage der Städteregion, welche Bestandteil des Haushaltsbeschlusses der StädteRegion 

gewesen sei. Frau Grehling weist zudem darauf hin, dass die durch das Land NRW übermittelte 

Erhöhung der Zuweisungnen nach § 14a Teilhabe- und Integrationsgesetz für den Haushalt 2019 

hochgerechnet worden seien, in der Hoffnung, dass sich diese Erhöhung auch tatsächlich durchsetze. 

Die Einplanung erfolge vorsorglich und werde auch in der Neufassung des aktuellen Vorberichtes 

thematisiert.

Ratsherr Pilgram erläutert, dass für ihn immer noch nicht ersichtlich sei, warum sich die Maßnahme zum 

Neuen Kurhaus nicht auf der § 14-Liste befände.

Ratsfrau Plum verweist hier auf den aktuellen Vorbericht in seiner Neufassung, hier seien sämtliche 

Erläuterungen enthalten.

Ratsherr Linden wolle darauf hinweisen, dass die Aussage, es gehe um eine Reduzierung der Mittel im 

Bereich Kultur eine gefährliche Botschaft sei und auf das Thema Musikbunker, welches in den aktuellen 

Berichterstattungen der Zeitung aufgegriffen werde. Er wirft auch die Frage in den Raum, ob dann z.B. 

die Erweiterung des Verwaltungsgebäudes eine Vision für die Fortentwicklung der Stadt sein solle. Er 

wolle im Übrigen die Modernisierung des Freibades Hangeweiher vorantreiben. Für die Maßnahme Hörn 

beantrage er daher eine Summe von 50.000 € für weitere Planungsleistungen einzuplanen. 

Ratsherr Helg betont, dass der Haushalt solide sei, er jedoch der allgemeinen Kritik, welche Ratsherr 

Pilgram und Ratsherr Linden äußerten, beipflichten müsse. Es kranke an der Umsetzung von 

Maßnahmen, da Großprojekte regelmäßig „zerredet“ würden. Er werde dem Änderungsantrag der 

Großen Koalition folgen, dem Antrag der Grünen, die Maßnahmen Hörn und Hangeweiher in den 

Haushalt aufzunehmen, jedoch nicht. Das Thema Neues Kurhaus sei bereits ausreichend diskutiert 

worden. Er werde dem aktuellen Haushalt zustimmen und gehe davon aus, dass ein 

genehmigungsfähiger Haushalt erstellt worden sei.

Ratsherr Deumens erläutert, dass er die Diskussion über die Kaste-Mittel nicht wieder aufleben lassen 

wolle, er sich jedoch gerne nochmal rückversichern würde, wie genau die Reduzierung erfolgen solle.

Ratsfrau Plum erläutert, dass die Reduzierung analog des ursprünglichen Beschlusses des 

Betriebsausschusses erfolgen solle. Der Antrag aus dem Jahr 2018 sah ursprünglich keine additive 

Erhöhung vor, wie sie jedoch jetzt für den Wirtschaftsplan im Kulturausschuss beschlossen worden sei. 
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Beschluss:
Der Finanzausschuss empfiehlt mehrheitlich mit fünf Gegenstimmen dem Rat der Stadt Aachen die 

Haushaltssatzung 2019 unter Einbeziehung:

1. der Veränderungsnachweisungen zum Ergebnisplan, dem konsumtiven Finanzplan, dem

Investitionsplan und den Produktblättern zum Haushaltsplanentwurf 2019

2. der in der Sitzung beschlossenen Veränderungen

a. zur Verminderung der KASTE-Mittel (konsumtiv) via Zuschuss an den Kulturbetrieb 

E49 in Höhe von 25.000 Euro für das Jahr 2019 und 75.000 Euro für das Jahr 2020

b. zur Bereitstellung von Planungsmitteln (investiv) in Höhe von 50.000 Euro im Jahr 

2019 für die Sanierung/Erneuerung Umkleide Haus Hörn

3. der haushaltsneutralen Verteilung der Abschreibungs- und Sonderposten- sowie der

Personalkostenaufteilung

zu beschließen.

zu 6 Projekt "Wirkungsmessung von Digitalisierungsvorhaben in den Städten Aachen und 
Köln"
Vorlage: Dez II/0029/WP17

Ratsherr Pilgram weist darauf hin, dass er in der letzten Sitzung die Frage gestellt habe, ob die 

Verwaltung einen Wirtschaftlichkeitsnachweis erstellen könne. Dies sei durch das städtische 

Organisationsmanagement des FB 11 geschehen. Es seien potentielle Stelleneinsparungen eruiert 

worden. Es sei jedoch die Frage, ob die Kosten für die Lösungen auf digitalem Wege im richtigen 

Verhältnis zum erzielten Ergebnis und Ertrag stünden.

Frau Grehling erwidert, dass hier die generelle Frage nach der Standardisierung zu stellen sei und in 

diesem Zusammenhang auch hinsichtlich der Art, dem Umfang und der Nachhaltigkeit. Im Rahmen der 

Einführung von digitalisierten Prozessen würden sich diese erst nach einigen Jahren amortisieren und 

nicht unmittelbar. Außerdem sei bei der Einführung von digitalen Prozessen immer die Frage zu stellen, 

welche Zielgruppe man erreichen könne und wolle. Hier stünden die Fragen im Raum, welche 

organisatorischen Aspekte berührt werden, welche haushalterischen Auswirkungen und unmittelbare 

Nutzen entstehen können. Frau Grehling verdeutlicht, dass es spannend bleibe, wie insgesamt die 

Digitalisierung bei der Stadt Aachen vorangetrieben werde. Im Rahmen dessen sei es notwendig, eine 

gesamtstädtische Vernetzung aller Digitalisierungsprozesse unter Beachtung wirtschaftlicher Effekte 

anzustreben. Dies sei bisher jedoch noch nicht erreicht.  
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Beschluss:
Der Finanzausschuss stimmt einstimmig der Beteiligung am Projekt „Wirkungsmessung von 

Digitalisierungsvorhaben in den Städten Aachen und Köln“ zu.

zu 7 Fortsetzung Bundesprogramm Kindertagespflege und anschließende kommunale 
Förderung
Vorlage: FB 45/0578/WP17

 

Beschluss:
Der Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis und empfiehlt 

einstimmig eine kommunale Weiterfinanzierung der Qualifizierung der Kindertagespflegepersonen nach 

dem QHB (Kompetenzorientiertes Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege) ab 2021.
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